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Antwort auf die Große Anfrage 
der Fraktion der CDU/CSU betr. Atomwaffensperrvertrag 
— Drucksadle VI/1 — 


Zu 1. Friedliche Nutzung der Kernenergie 

Die Bundesregierung hat von Anfang an der Siche- 
rung der ungehinderten Nutzung der Kernenergie 
für friedliche Zwecke unter dem NV- Vertrag ent- 
scheidende Bedeutung beigemessen. Als Ergebnis 
entsprechender Bemühungen konnte gegenüber den 
Parteien in der Antwort vom 3. März 1969 auf die 
Frage „Ist die friedliche Nutzung der Kernenergie 
geschützt?" zusammenfassend festgestellt werden, 
daß die friedliche Nutzung im NV- Vertrag soweit 
geschützt ist, wie es mit Worten in einem derartigen 
Vertragstext möglich ist. 

In der Präambel versprochen und im operativen 
Teil des NV-Vertrags sind zugesichert: 

— die Förderung der friedlichen Entwicklung der 
Kernenergie (Präambelabsatz 8) 

— die Teilhabe am „spin-off" (Präambelabsatz 7) 

— keine Beeinträchtigung von Forschung, Entwick- 
lung und Nutzung der Kernenergie für friedliche 
Zwecke; Erleichterung des Material- und Infor- 
mationsaustausches (Wortlaut von Artikel IV) 

— wirtschaftliche Unschädlichkeit der Sicherungs- 
maßnahmen (Artikel III Absatz 3). 

Eine weitere Sicherung des friedlichen Bereichs 
findet sich in den ersten beiden amerikanischen 
„klassischen'' Interpretationen zur Abgrenzung zwi- 
schen Verbotenem und Erlaubtem. Die beiden Inter- 
pretationen besagen: „Der Vertrag befaßt sich nur 
mit dem, was untersagt, nicht mit dem, was erlaubt 
ist" und „er untersagt Kernwaffen, das bedeutet 
Bomben und Sprengköpfe". 

a) Wie beurteilt die neue Bundesregierung die 
Vorschläge des Bundesministers des Auswär- 
tigen vom 8. August 1969, vor einer abschlie- 
ßenden Würdigung des Atomwaffensperrver- 
trags durch weitere internationale Verhand- 
lungen den deutschen Interessen entspre- 
chende Garantien und Interpretationen zu er- 
halten, unter anderem in den Fragen der all- 
gemeinen Anerkennung der Kontrollen der 
Europäischen Atomgemeinschaft, der Ver- 
hinderung von diskriminierenden unterschied- 
lichen Kontrollsystemen innerhalb der Euro- 
päischen Gemeinschaften und einer befriedi- 
genden Kostenregelung? 

Die unter Nummer 1 Buchstabe a behandelten Fra- 
gen betreffen ausschließlich Fragen der Kontrolle. 
Hierzu ist zunächst folgendes festzustellen: Wenn 
im Zusammenhang mit der Vorlage des Bundesmi- 
nisters des Auswärtigen vom 28. Juli 1969 — die in 
der Großen Anfrage als die Vorlage des Bundes- 
ministers des Auswärtigen vom 8. August 1969 be- 


zeichnet wird — von einer abschließenden Würdi- 
gung des Nichtverbreitungsvertrages die Rede ist, 
so bezieht sich dies nicht ausschließlich auf die Un- 
terzeichnung des NV-Vertrages. Zu den die fried- 
liche Nutzung der Kernenergie betreffenden Punk- 
ten ist ausdrücklich vermerkt, daß der Abschluß der 
Verhandlungen über die als klärungsbedürftig be- 
zeichneten Fragen der Unterzeichnung des NV-Ver- 
trages nicht notwendig vorausgehen muß. Auch 
sollte der Kabinettsbeschluß vom 13. August 1969 
nicht als Präjudiz für die Entscheidung der Bundes- 
regierung über die Unterzeichnung des NV-Vertrags 
interpretiert werden. Dies gilt natürlich in beiden 
Richtungen, d. h. für ein weiteres Hintanhalten mit 
der Unterzeichnung wie für eine rasche Entschei- 
dung in der Unterzeichnung. 

Unter Buchstabe a werden drei Punkte bei der Kon- 
trolle und/oder bei der Verifikation angesprochen, 
nämlich 

— Anerkennung der Kontrollen der Europäischen 
Atomgemeinschaft 

— ■ Nichtdiskriminierung 

— befriedigende Kostenregelung. 

Zu diesen, wie auch zu allen übrigen Punkten, die 
die Kontrolle betreffen, wird es eine endgültige 
Antwort erst im Verifikationsabkommen EURA- 
TOM/IAEO geben. Um ein befriedigendes Verifika- 
tionsabkommen EURATOM/IAEO zu sichern, sind 
die nichtnuklearen Mitglieder der Gemeinschaft — 
in Ubereinstimung mit der Empfehlung der Euro- 
päischen Kommission im Prüfungsverfahren nach 
Artikel 103 des EAG-Vertrags — bekanntlich über- 
eingekommen, die Ratifizierung des NV-Vertrages 
erst vorzunehmen, wenn dieses Abkommen fest- 
steht. Der amerikanische Senat hat im Ratifizie- 
rungsbericht von der einmütigen Übereinkunft der 
EURATOM-Mitglieder ausdrücklich Kenntnis ge- 
nommen (Executive Report No. 91 — 1, S. 19, vor- 
letzter Absatz). Die vier EURATOM-Mitglieder, die 
den NV-Vertrag bereits unterzeichnet haben, haben 
bei der Unterschrift die vereinbarte Erklärung über 
den Ratifikationsaufschub abgegeben. Die Bundes- 
regierung wird sich bei Unterzeichnung ebenso ver- 
halten. 

Durch die deutsche Unterzeichnung des NV-Vertrags 
erhält der Entschluß der nichtnuklearen EURATOM- 
Mitglieder zu gemeinsamem Handeln eine breitere 
Basis. Die Bundesregierung hat Grund zu der An- 
nahme, daß dadurch die EURATOM-internen Vorar- 
beiten beschleunigt werden. Sie ist überzeugt, daß 
damit die Voraussetzungen für die anschließenden 
Verhandlungen zwischen Brüssel und Wien ver- 
bessert werden. 
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Die Bundesregierung hat wiederholt auf die Be- 
deutung der Anerkennung der EURATOM-Kontrolle 
hingewiesen. Hierzu wurde u. a. auf der Konferenz 
der Nichtkernwaffenstaaten am 25. September 1968 
erklärt: 

Die deutsche Delegation geht davon aus, „daß die 
in Artikel III des Nichtverbreitungsvertrags vor- 
gesehenen Sicherungsmaßnahmen im Einklang mit 
der Satzung der lAEO und mit dem Sicherungs- 
system dieser Organisation stehen müssen und 
dabei auch mit Artikel XVI der Satzung der lAEO, 
der Vereinbarungen vorsieht zwischen der Orga- 
nisation und solchen anderen Organisationen, de- 
ren Tätigkeit mit der der Organisation in Verbin- 
dung steht. Sie müssen ferner in Einklang stehen 
mit Ziffer 28 d des Sicherungssystems der lAEO, 
das ausdrücklich die Annahme von „anderen 
Sicherungsmaßnahmen als denen der Agentur" 
vorsieht, „die aber allgemein mit ihnen vereinbar 
sind" (vgl. Konferenz der Nichtkernwaffenstaa- 
ten, Dokumentation über den deutschen Beitrag, 

S. 31). 

Die Anerkennung der EURATOM-Kontrollen ist fer- 
ner in den deutschen Grundsätzen für die Verifika- 
tion enthalten, die in die EURATOM-interne Dis- 
kussion mit dem Ziel der Erarbeitung einer Gemein- 
schaftsposition für die Verhandlungen zwischen 
Brüssel und Wien eingeführt worden sind. 

Der zweite Punkt unter Buchstabe a betrifft die Ver- 
hinderung von diskriminierenden, unterschiedlichen 
Kontrollsystemen in der Gemeinschaft. Hierbei han- | 
delt es sich um eines der tragenden Prinzipien der 
Europäischen Gemeinschaften, nämlich die Gleichbe- 
handlung im friedlichen Bereich. Wenn die Euro- 
päische Kommission im Prüfungsverfahren nach 
Artikel 103 des EAG-Vertrages das Verifikations- 
abkommen EURATOM/IAEO beurteilen wird, wird 
sie auch zu berücksichtigen haben, daß die Gleich- 
behandlung im friedlichen Bereich aufrechterhalten 
bleibt. Erst wenn die Kommission die Vereinbarkeit 
des Verifikationsabkommens auch in dieser Hinsicht 
mit dem EURATOM-Vertrag feststellt, würde eine 
Ratifizierung des NV-Vertrages vereinbarungsge- 
mäß vorgenommen werden können. 


I durch die deutsche Unterzeichnung des NV-Vertrags 
! die Voraussetzungen für ein befriedigendes Verifi- 
kationsabkommen verbessert werden. Im übrigen 
würde ein weiteres Hintanhalten der Unterzeich- 
nung keine Lösung für die Verifikationsprobleme 
j bringen, da das Abkommen im Hinblick auf die 
I Importbedürfnisse der Bundesrepublik Deutschland 
! abgeschlossen werden muß, wenn der NV-Vertrag 
1 für die Lieferländer, wie z. B. die Vereinigten Staa- 
! ten von Nordamerika, in Kraft tritt. Der deutsche 
I Unterzeichnungsaufschub wäre also kein geeigne- 
I teres Mittel zur Sicherung des Verifikationsabkom- 
! mens als der gemeinsame Ratifikationsaufschub der 
; EURATOM-Staaten. 

b) Welche Folgerungen zieht die neue Bundes- 
regierung aus den weiter bestehenden Beden- 
ken maßgebender Kreise der deutschen Wirt- 
schaft und Wissenschaft gegen unklare be- 
stimmungen des Atomwaffensperrvertrages, 
wie sie in der Erklärung des Deutschen Atom- 
forums vom April dieses Jahres und der letz- 
ten Äußerung des Vorsitzenden des Deutschen 
Atomforums vom 2. Oktober 1969 erneut aus- 
gesprochen wurden? 

Das Deutsche Atomforum hatte anläßlich der Reak- 
tortagung vom 15. bis 17. April 1969 in Frankfurt 
erneut zu Fragen, die der NV-Vertrag für die fried- 
liche Nutzung der Kernenergie und bei der Kontrolle 
aufwirft, Stellung genommen. Die Anliegen des 
Atomforums betreffen: 

1. Vorrangige Anwendung der Spaltstofflußkon- 
trolle durch Instrumente an strategisch wichtigen 
Punkten; 

2. Weiterbestehen und Nichtbeeinträchtigung der 
EURATOM-Kontrolle ; 

3. Gerechte Regelung der Kontrollkosten; 

4. Unterstellung aller zivilen nuklearen Anlagen 
der Kernwaffenmächte unter die Kontrolle nach 
dem NV-Vertrag im Interesse wissenschaftlicher 
und wirtschaftlicher Chancengleichheit; 

5. Befreiung der Lieferabkommen von allen zusätz- 
lichen politischen und administrativen Beschrän- 
kungen nach Inkrafttreten des NV-Vertrages. 


Der dritte Punkt betrifft eine befriedigende Rege- 
lung der Kontrollkosten. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat wiederholt erklärt, daß den Kon- 
trollierten unter dem NV-Vertrag keine Sonder- 
lasten bei den Kontrollkosten aufgebürdet werden 
dürfen. Nach der bisherigen durchgehenden Praxis 
bei der lAEO wie auch bei der Europäischen Atom- 
gemeinschaft werden die durch die Tätigkeit der 
Organisation anfallenden Kontrollkosten aus dem 
Budget der Organisation bezahlt. Der Bundesregie- 
rung ist nicht bekannt, daß von dieser Praxis unter 
dem NV-Vertrag abgegangen werden soll. Auch 
der sowjetische Außenminister hat diese Auffassung 
gegenüber dem Bundesaußenminister bei einem Ge- 
spräch im September 1969 in New York bestätigt. 

In den deutsch-amerikanischen Gesprächen über den 
NV-Vertrag von Ende Oktober 1969 hat die ameri- 
kanische Seite erneut ihre allgemeine politische Be- 
reitschaft unterstrichen, das Verifikationsabkommen 
zu fördern. Die Bundesregierung ist überzeugt, daß 


Nach Angaben des Atomforums hat dessen Präsident 
am 2. Oktober 1969 erklärt, daß die Stellungnahme 
vom April unverändert gültig sei. 

Die Stellungnahme des Atomforums deckt sich mit 
der Beurteilung der in ihr behandelten Fragen durch 
die Bundesregierung. Um die angegebenen Probleme 
mit dem Ziel ihrer Lösung entsprechend den jeweils 
gegebenen Möglichkeiten zu verringern, ergreift die 
Bundesregierung konsequent alle hierzu notwendi- 
gen Maßnahmen. Die Arbeiten zur Realisierung des 
Prinzips der instrumentierten Spaltstofflußkontrolle 
an strategischen Punkten sind intensiviert worden. 
Das Kernforschungszentrum in Karlsruhe hat hieran 
maßgeblichen Anteil. Parallel mit der technischen 
Entwicklung laufen die Bestrebungen zur Anwen- 
dung der erzielten Ergebnisse in der lAEO, aber 
auch in EURATOM. Bei ihren Bemühungen befindet 
sich die Bundesrepublik Deutschland in Überein- 
stimmung mit den Interessen der industrialisierten 
Nichtnuklearen. Auch die lAEO steht der Moderni- 
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sierung der Sicherungsmaßnahmen entsprechend ] 
dem wirtschaftlich unschädlichen Kontrollprinzip auf- | 
geschlossen gegenüber. Die Bundesregierung ist der 
Auffassung, daß bei Beginn der NV-Kontrollen die 
Sicherungsmaßnahmen entsprechend dem Prinzip der 
Spaltstofflußkontrolle an strategischen Punkten 
durch entwickelte Instrumente — und soweit nötig, 
durch Inspektoren — - angewendet werden können. 

Bei den ersten vier Punkten der Stellungnahme des 
Atomforums handelt es sich um Fragen der Siche- 
rungsmaßnahmen bzw. des Verifikationsabkom- 
mens, das vereinbarungsgemäß durch Aufschub der 
Ratifikation gesichert werden soll, bis die Verein- 
barkeit mit dem EURATOM-Vertrag festgestellt ist. 
Beim Verifikationsabkommen ist die Gemeinsamkeit 
aller nichtnuklearen EURATOM-Partner die Grund- 
lage der bisher erzielten Ergebnisse gewesen. Die 
Gemeinsamkeit wird durch die deutsche Unterschrift 
wiederhergestellt. 

Die Frage der Kontrollkosten ist bereits unter Buch- 
stabe a behandelt worden. 

Im Interesse der wissenschaftlichen und wirtschaft- 
lichen Chancengleichheit und zur Vermeidung von 
Wettbewerbsnachteilen, wenigstens im westlichen 
Bereich, hat die amerikanische Seite bei den deutsch- 
amerikanischen Gesprächen Ende Oktober 1969 das 
von Präsident Johnson verkündete und von Präsi- 
dent Nixon voll bestätigte Angebot zur Annahme 
von NV-Kontrollen für alle zivilen nuklearen Tätig- 
keiten der Vereinigten Staaten bekräftigt. 

Zum fünften Punkt des Atomforums, der die B-efrei- 
ung der Lieferabkommen von politischen und admi- 
nistrativen Beschränkungen betrifft, hat sich die 
amerikanische Seite bei den genannten Besprechun- 
gen zur baldigen Aufnahme von Gesprächen mit 
EURATOM im NV-Zusammenhang mit dem Ziel 
einer Liberalisierung des bestehenden Liefervertrags 
bereit erklärt. Durch die deutsche Unterzeichnung 
des NV-Vertrags erhält der deutsche Wunsch eine 
überzeugendere Legitimierung. Ebenso wird es der 
amerikanischen Regierung gegenüber dem Senat 
erleichtert, der Europäischen Atomgemeinschaft ent- 
gegenzukommen. Der Senat hatte nämlich zum Ab- 
schluß des amerikanischen Ratifikationsverfahrens 
der Regierung empfohlen, Unterzeichner des NV- 
Vertrags hinsichtlich der Teilhabe an den Vorteilen 
für die friedliche Nutzung der Kernenergie bevor- 
zugt zu behandeln (Treaty on the Nonproliferation 
of Nuclear Weapons, Senate Report together with 
Supplemental Views, Executive Report No. 91 — 1, 
S. 17/18). Nach Unterzeichnung wird sich die Bundes- 
republik Deutschland auch auf die in Artikel IV, 
Absatz 2 niedergelegte Verpflichtung, den Mate- 
rial- und Informationsaustausch zu erleichtern, be- 
rufen können. 

Das Atomforum hat in der angegebenen Stellung- 
nahme abschließend selbst ausdrücklich festgestellt, 
daß es nicht zu der politischen Frage Stellung neh- 
men könne, ob eine Klärung der von ihm angespro- 
chenen Punkte noch vor der Unterzeichnung des 
NV-Vertrages oder erst vor der Ratifikation erfol- 
gen soll. Die Bundesregierung hat oben ihre Auf- 
fassung begründet, daß die deutsche Unterzeichnung 
die Aussichten auf eine befriedigende Lösung der 


noch offenen Fragen eher verbessert, während die 
Erreichung der beschriebenen Ziele durch Ratifika- 
tionsaufschub im Gleichklang mit den nichtnuklea- 
ren EURATOM-Mitgliedern gesichert werden soll. 

c) Hält die neue Bundesregierung an den Be- 
schlüssen des Bundeskabinetts vom 13. Au- 
gust 1969 fest? Welche neuen Garantien und 
verbindlichen Interpretationen sind seit der 
Kabinettsitzung vom 13. August 1969 und 
ihrem der öffentlidikeit mitgeteilten Ergebnis 
in diesen und anderen Fragen erreicht wor- 
den? 

Die Bundesregierung hält an den Beschlüssen des 
Bundeskabinetts vom 13. August 1969 fest. Auf die 
Qualifizierung des Beschlusses im Hinblick auf die 
Unterzeichnung ist bereits unter Buchstabe a hin- 
gewiesen worden. 

Die deutsch-amerikanischen Gespräche von Ende 
Oktober 1969 haben weitere Klärungen gebracht. 
Die amerikanische Seite hat dabei die deutschen 
Interpretationen zum friedlichen Bereich und zum 
Verifikationsabkommen, wie sie in einer Note den 
Depositarmächten und allen in Bonn akkreditierten 
Regierungen bei Unterzeichnung mitgeteilt werden 
sollen, in der Substanz generell akzeptiert. Ferner 
wurde Übereinstimmung festgestellt, daß die Worte 
„Ausgangs- und besonderes spaltbares Material" 
im Hinblick auf die Sicherungsmaßnahmen und die 
Exportauflagen in Artikel III Absatz 2 des NV-Ver- 
trags die in der gegenwärtigen Fassung des Arti- 
kels XX des lAEO-Statuts festgelegte Bedeutung 
haben. Änderungen würden für die Bundesrepublik 
Deutschland nur verbindlich werden, wenn sie ihnen 
ausdrücklich zustimmt. Ebenfalls im Hinblick auf die 
Exportauflagen in Artikel III Absatz 2 des NV- 
Vertrags konnte Übereinstimmung festgestellt wer- 
den, daß jede Vertragspartei im Lichte bestehender 
Absprachen für sich festlegt, welche „Ausrüstungen 
und Materialien" beim Export den Kontrollvoraus- 
setzungen unterliegen. Schließlich wurde Einver- 
ständnis hinsichtlich der Kontrollverpflichtung 
außerhalb des eigenen Hoheitsgebiets festgestellt. 
Danach würde die Kontrollverpflichtung außerhalb 
des eigenen Hoheitsgebietes gemäß Artikel III Ab- 
satz 1 des NV-Vertrags nur dann bestehen, wenn 
eine nichtnukleare Vertragspartei die beherrschende 
und wirksame Verfügungsgewalt über eine nukleare 
Anlage hat. 

Zu 2. Verbindung mit der Abrüstung 

Steht die neue Bundesregierung noch heute auf 
dem Standpunkt, den der Bundesminister des 
Auswärtigen in seiner Erklärung vom 27. April 
1967 eingenommen hatte, wonach „die Welt er- 
warten muß, daß auch die Atomwaffenmächte 
im Interesse ausgewogener Verpflichtungen des 
Vertrages sich dazu bereit finden, ihn als einen 
Schritt zu umfassenderen Lösungen zu akzeptie- 
ren; . . . daß es den Kernwaffenmächten obliegt, 
die weitere Entwicklung immer gefährlicherer 
Waffen einzustellen, die vorhandenen Bestände 
einschließlich der Träger nicht weiter zu vermeh- 
ren, ihren Abbau einzuleiten, mit der Produktion 
spaltbaren Materials für militärische Zwecke auf- 
zuhören und einen vollständigen Testbann zu 
erzielen" ? 
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Die Bundesregierung steht nach wie vor auf dem 
Standpunkt, den der damalige Bundesminister des 
Auswärtigen in seiner Erklärung vom 27. April 
1967 vor dem Bundestag eingenommen hatte. Sie ist 
unverändert bestrebt, neben der horizontalen auch 
die vertikale Ausbreitung von Kernwaffen einzu- 
dämmen. Sie findet sich in diesem Bestreben in Ge- 
sellschaft der überwiegenden Mehrheit der Nicht- 
kernwaffenstaaten. Gemeinsam mit ihnen hatte be- 
kanntlich die deutsche Delegation während der Gen- 
fer Konferenz der Nichtkernwaffenstaaten im Sep- 
tember 1968 eine Resolution verabschiedet, mit der 
die Regierung der Vereinigten Staaten und der So- 
wjetunion dringend aufgefordert wurden, die Ge- 
spräche über die Begrenzung strategischer Waffen 
(SALT) zu einem frühen Zeitpunkt aufzunehmen. 
Wie inzwischen bekannt wurde, werden Vor- 
gespräche zu SALT am 17. November in Helsinki 
beginnen. Die Bundesregierung hat die dahin ge- 
hende Vereinbarung der beiden Mächte begrüßt. 
Der amerikanische Außenminister hat am 25. Okto- 
ber erklärt, daß seine Regierung sich nach Artikel VI 
des NV-Vertrags zur Aufnahme der SALT ver- 
pflichtet fühle. 

SALT erstrecken sich nur auf strategische Waffen. 
Hinsichtlich der Begrenzung der übrigen Kernwaffen 
steht die Bundesregierung zu der ebenfalls von der 
Bundesrepublik und den meisten Teilnehmern der 
Konferenz der Nichtkernwaffenstaaten verabschie- 
deten Resolution, durch die die Vollversammlung 
der Vereinten Nationen aufgefordert wird, dem 
Genfer Abrüstungsausschuß die Aufnahme von Ver- 
handlungen über folgende Gegenstände zu empfeh- 
len: 

a) Verhinderung der weiteren Entwicklung und 
Verbesserung von Kernwaffen und Kernwaffen- 
trägern 

b) Abschluß eines umfassenden Teststopabkommens 

c) Vereinbarung über die Einstellung der Produk- 
tion von Spaltmaterial für Waffenzwecke und die 
Einstellung der Produktion von Kernwaffen 

d) Verminderung und spätere Vernichtung aller 
Bestände an Kernwaffen und Kernwaffenträgern. 

Im übrigen beabsichtigt die Bundesregierung, bei 
Unterzeichnung des Vertrages ihren Standpunkt zu 
dieser Frage in einer Erklärung zu bestätigen, die 
zudem durch Note den Depositarmächten und allen 
in Bonn akkreditierten Staaten zugestellt werden 
soll. 

Zu 3. Gewährleistung der Sicherheit 

Die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
beruht auf dem Atlantischen Bündnis, in dessen 
Rahmen die nuklearen Arrangements eine für 
die Verteidigung der Bundesrepublik entschei- 
dende Rolle spielen. Es ergeben sich im Zusam- 
menhang mit der Entscheidung über die Unter- 
zeichnung des Atomwaffensperrvertrages fol- 
gende Fragen: 

a) Ist die Rechtsverbindlichkeit der amerikani- 
schen Interpretationen, soweit diese die nu- 
klearen Arrangements innerhalb der NATO 
berühren und seitens der amerikanischen Re- 


gierung in der Ratifikationsdebatte des ameri- 
kanischen Senats offengelegt worden sind, 
als gesichert anzusehen, unabhängig davon, 
wann die Vereinigten Staaten und die Sowjet- 
union den Atomwaffensperrvertrag ratifizie- 
ren? Welche Schritte wird die neue Bundes- 
regierung ergreifen, wenn die Vereinigten 
Staaten den Atomwaffensperrvertrag vor der 
Sowjetunion ratifizieren sollten? 

Entscheidend für die Sicherung der Verteidigungs- 
vorkehrungen des Bündnisses ist die Effektivität 
von amerikanischen Zusagen uns und unseren 
Bündnispartnern gegenüber. 

Solche Zusagen liegen in der Form der amerikani- 
schen Interpretationen vor, die dem US-Senat am 
10. Juli 1968 von der Regierung Johnson bekannt- 
gegeben und am 18. Februar 1969 von der Regie- 
rung Nixon bestätigt worden sind. Sie sind damit 
Teil der amerikanischen „legislative history". 

Darüber hinaus sind sie der Bundesregierung durch 
ein Schreiben des damaligen Außenministers Rusk 
vom 15. Juli 1968 notifiziert worden. 

Die Bundesregierung hat auch weiterhin keinen An- 
laß, an der Verbindlichkeit der amerikanischen 
Interpretationen zu zweifeln. 

Im übrigen hat die Bundesregierung gute Gründe 
für die Annahme, daß die Vereinigten Staaten die 
Ratifikationsurkunde zum NV-Vertrag gemeinsam 
mit der Sowjetunion hinterlegen werden. 

b) Welche Schritte wird die neue Bundesregie- 
rung ergreifen, um die Verbindlichkeit der 
Interpretation des Begriffs „Verfügungsge- 
walt", der in der Ratifikationsdebatte des 
amerikanischen Senats von der amerikani- 
schen Regierung nicht offengelegt worden ist, 
sicherzustellen? 

über den Verbindlichkeitscharakter der Interpreta- 
tion des Begriffs „Verfügungsgewalt'' haben weitere 
Gespräche mit der Regierung der Vereinigten Staa- 
ten staatgefunden. Die Bundesregierung ist bereit, 
hierüber in den zuständigen Ausschüssen des Deut- 
schen Bundestags Auskunft zu erteilen. 

c) Wie will die neue Bundesregierung das 
Sicherheitsrisiko ausschalten, das die Bundes- 
republik und ihre europäischen Partner laufen 
würden, falls der NATO-Vertrag zeitlich vor 
dem Atomwaffensperrvertrag seine rechtliche 
Geltung verliert? 

Die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland be- 
ruht auf dem Atlantischen Bündnis. Die Bundesregie- 
rung wird daher bei Unterzeichnung des Vertrages 
erklären, sie gehe davon aus, daß die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland durch die NATO oder 
ein entsprechendes Sicherheitssystem gewährleistet 
bleibt. 

Eine Auflösung der NATO vor Ablauf des NV-Ver- 
trages oder ihre Schrumpfung in einer die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland gefährdenden Kon- 
stellation könnte nach Auffassung der Bundesregie- 
rung die höchsten Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland gefährden. In einer solchen Lage würde 
der Tatbestand des Artikels X des NV-Vertrages, 
der die Frage des Rücktritts vom Vertrag regelt, er- 
füllt sein. 
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Die Bundesregierung wird bei Unterzeichnung des 
Vertrages eine entsprechende Erklärung abgeben. 

d) Was gedenkt die neue Bundesregierung zu 
tun, um die Sowjetunion zu veranlassen, auf 
ihren Interventionsvorbehalt zu verzichten, 
den sie auf die Artikel 53 und 107 der Charta 
der Vereinten Nationen zu stützen versucht? 

Der von der Sowjetunion eingenommene Stand- 
punkt, daß die Artikel 53 und 107 . der VN-Satzung 
bis zu einem Friedensvertrag mit Deutschland fort- 
gelten und für ihre Beziehungen mit der Bundes- 
republik Deutschland maßgebend seien, hat zwei 
Aspekte. 

Das Sicherheitsproblem, das sich für die Bundes- 
republik Deutschland aus einer sowjetischen Inter* 
vention ergeben könnte, wird durch den NATO- 
Vertrag abgedeckt. Die Erklärungen der USA, Groß- 
britanniens und Frankreichs vom 17. bzw. 23. Sep- 
tember 1968 qualifizieren auch eine solche sowjeti- 
sche Intervention, die sich auf die Artikel 53 und 107 
der VN-Satzung berufen würde, als Bündnisfall. 

Das politische Problem der Natur der Beziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Sowjetunion ist allgemeiner Natur und nicht auf 
den Vertrag beschränkt. 

Die Bundesregierung setzt die bereits von ihrer Vor- 
gängerin eingeleiteten Gespräche mit der Sowjet- 
union mit dem Ziel fort, durch den Austausch von 
Gewaltverzichtserklärungen die Beziehungen zur 
Sowjetunion im Hinblick auf die Artikel 53 und 107 
der Satzung der Vereinten Nationen auf eine ähn- 
liche Grundlage zu stellen, wie sie seit 1954 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und den drei 
Westmächten besteht. 

In diesem Zusammenhang beabsichtigt die Bundes- 
regierung, bei der Unterzeichnung des NV-Vertra- 
ges klarzustellen, daß sie die in der Präambel des 
Vertrages enthaltene Verpflichtung der Unterzeich- 
ner, sich der Androhung oder Anwendung der Ge- 
walt zu enthalten, als unabdingbare Voraussetzung 
des Vertrages selbst ansieht. 

Zu 4. Sicherheit der europäischen 
Einigungsbestrebungen 

a) Stimmt die neue Bundesregierung mit der Auf- 
fassung der Fraktion der CDU/CSU überein, 
daß die Interpretation Nummer 6, welche die 
amerikanische Regierung in der Ratifikations- 
debatte des Senats zur Frage der europäi- 
schen Option vorgelegt hat, restriktiver ist, 
als es der Wortlaut der Artikel I und II des 
Vertrages erfordert? 

Die Bundesregierung stimmt mit der in Nummer 4 
Buchstabe a der Großen Anfrage dargelegten An- 
sicht der Fraktion der CDU/CSU überein. Sie ist 
jedoch der Auffassung, daß die sechste amerikani- 
sche Interpretation den Erfahrungen und der vor- 
aussichtlichen Entwicklung entspricht. 

b) Was gedenkt die neue Bundesregierung zu 
tun, um eine Sicherstellung der europäischen 


Option in Übereinstimmung mit dem Text des 
Vertrages zu erreichen, insbesondere auch 
im Hinblick auf künftig mögliche Entwicklun- 
gen rein defensiver nuklearer Waffensysteme? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, bei Unterzeich- 
nung des NV-Vertrages ihre Überzeugung zu erklä- 
ren, daß der Vertrag den europäischen Zusammen- 
schluß nicht behindert. Die Unterzeichnung durch die 
Bundesrepublik Deutschland würde die Einheitlich- 
keit der Nichtkernwaffenstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften und Frankreichs stärken. Im übrigen 
wird sie sorgfältig die Entwicklung auf dem Gebiet 
der defensiven nuklearen Waffensysteme beobach- 
ten. Sollten sich hier Entwicklungen abzeichnen, die 
ein für Europa geeignetes defensives Verteidigungs- 
system als durchführbar erkennen lassen, so wird sie 
gemeinsam mit anderen europäischen Staaten und 
den Vereinigten Staaten von Amerika eine im Rah- 
men des NV-Vertrags mögliche Lösung prüfen. Im 
übrigen können Optionen für Europa nur insoweit 
gesichert werden, als auch andere europäische Staa- 
ten das wollen. 

c) Wie beurteilt die neue Bundesregierung die 
Erklärung der Fraktionsführung der FDP vom 
August 1969, die Regierung der Sowjetunion 
sei zu Gesprächen über offene Fragen des 
Atomwaffensperrvertrages bereit? Gilt diese 
Erklärung für den gesamten Bereich der im 
Rahmen des Atomwaffensperrvertrages noch 
ungeklärten Fragen? 

Die neue Bundesregierung und die sowjetische Re- 
gierung haben die Gespräche über den gesamten Be- 
reich des NV-Vertrages fortgesetzt. Hierdurch be- 
stätigt sich die Erklärung der Fraktionsführung der 
FDP vom August 1969. 

Zu 5. Universalität des Vertrages 

Wie beurteilt die neue Bundesregierung die Chan- 
cen, den universalen Charakter des Atomwaffen- 
sperrvertrages sicherzustellen in Anbetracht der 
Tatsache, daß zahlreiche Schwellenmächte, und 
zwar vier der sieben Schwellenmächte der soge- 
nannten ersten Kategorie, und acht der sechzehn 
Schwellenmächte der sogenannten zweiten Kate- 
gorie, diesen bis heute ebenso wie die Bundes- 
republik noch nicht unterzeichnet haben und 
mehrere dieser Staaten möglicherweise die Unter- 
zeichnung des Vertrages endgültig ablehnen 
werden? 

Es kann der Bundesregierung nicht daran gelegen 
sein, mit ihrem Verzicht auf Kernwaffen von 1954 
auf die Dauer alleinzustehen. Sie ist sich der Tat- 
sache bewußt, daß eine Reihe der sogenannten 
Schwellen- oder Schlüsselmächte zögert, sich hinsicht- 
lich ihres Beitritts zum NV-Vertrag festzulegen, be- 
vor die Bundesregierung ihre Entscheidung getroffen 
hat. Durch die deutsche Unterschrift unter den Ver- 
trag dürfte das Ziel der Universalität in erreich- 
barere Nähe gerückt werden. 

Die Bundesregierung wird in der Phase zwischen 
Unterschrift und Ratifikation die Entwicklung zur 
Universalität aufmerksam beobachten. 
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